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A. Problem 

Investitionsbeihilfen zur Schweinehaltung können nur Bet rieben 
gewährt werden, die in der Lage sind, mindestens 35 % der von 
den Schweinen verbrauchten Futtermenge selbst zu produzieren. 
In den Ländern Belgien, Griechenland und Spanien hat diese Re-
gelung zu Problemen geführt. Belgien führt vor allem tierhygieni-
sche Gründe für das Nichteinhalten der o. g. Bedingungen an, 
während Spanien und Griechenland auf die Kleinbetriebsstruktu-
ren verweisen. 

B. Lösung 

In begründeten Ausnahmefällen sollen den drei Ländern abwei-
chend von den bisherigen Regelungen Investitionsbeihilfen im 
Bereich der Schweineproduktion gewährt werden, wobei aller-
dings bestimmte Bedingungen einzuhalten sind. 

Danach soll die Bedingung, mindestens 35 % des von den Schwei-
nen verbrauchten Futters selbst erzeugen zu können, ersetzt wer-
den durch die Bedingung, je Äquivalent von 100 Mastschweine-
plätzen über eine Landwirtschaftsfläche von mindestens einem 
Hektar zu verfügen. Diese Ausnahmeregelung soll bis zum 31. De-
zember 1990 befristet werden. 

C. Alternativen 

Ablehnung des Vorschlages 

Ablehnung im Ausschuß 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Bundesregierung zu ersuchen, bei ihren Verhandlungen in Brüssel darauf hin-
zuwirken, daß der anliegende Verordnungsvorschlag abgelehnt wird. 

Bonn, den 6. Ap ril 1989 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Müller (Schweinfurt ) 

Vorsitzender 

Oostergetelo 

Berichterstatter 
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Anlage 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Abweichung von der Verordnung (EWG) 
Nr. 797/85 hinsichtlich bestimmter Investitionsbeihilfen für Schweinehaltungen 

Investitionsbeihilfen im Schweinesektor 

I. Einleitung 

Die Investitionsbeihilfen für Schweinehaltungen wer-
den durch die Verordnung (EWG) 797/85 über die 
Verbesserung der Effizienz der Agrarstruktur von be-
stimmten Bedingungen abhängig gemacht. Anläßlich 
des Beschlusses des Rates vom 29. März 1988 über die 
Änderung dieser Verordnung haben die belgische, 
die griechische und die spanische Delegation auf das 
Problem der Anwendung der Bedingungen gemäß 
Artikel 3 Abs. 4 letzter Gedankenstrich der Verord-
nung (EWG) Nr. 797/85 hingewiesen, der zufolge In-
vestitionsbeihilfen nur für Bet riebe mit einer gewissen 
Mindestfläche gewährt werden. 

So kann beim derzeitigen Stand der Gemeinschafts-
regelung eine Schweinehaltung nur dann eine einzel-
staatliche oder eine Gemeinschaftsbeihilfe erhalten, 
wenn der Betrieb über eine ausreichend große Fläche 
verfügt, um mindestens 35 % der von den Schweinen 
verbrauchten Futtermenge selbst erzeugen zu kön-
nen. Diese Bedingung wird als „35 %-Klausel" be-
zeichnet. 

Die Kommission hat sich verpflichtet, einen Bericht, 
gegebenenfalls in Verbindung mit geeigneten Vor-
schlägen, zu erstellen. Daher übermittelt sie diese 
Mitteilung. 

II. Ursprung, Art und Zweck der „35 

%

-Klausel" 

Die Klausel, wonach ein Betrieb in der Lage sein muß, 
mindestens 35 % der von den Schweinen verbrauch-
ten Futtermenge selbst zu produzieren, um in den 
Genuß einer Investitionsbeihilfe zu gelangen, findet 
sich bereits in der ersten Gemeinschaftsregelung über 
Investitionsbeihilfen für landwirtschaftliche Betriebe, 
und zwar als Artikel 9 Abs. 2 der Richtlinie 
72/159/EWG des Rates vom 17. Ap ril 1972 über die 
Modernisierung der landwirtschaftlichen Betriebe 1 ). 

Grund für diese Klausel war die Tatsache, daß die 
Investitionsförderung in der Schweinewirtschaft den 
Produktionszielen der Gemeinschaft Rechnung tra-
gen mußte, das heißt, sie sollte keine Anreize für die 
Entwicklung intensiver, nicht bodengebundener Pro-
duktionseinheiten bieten. Um diese Klausel zu erfül-
len, müssen die Haltungen über eine ausreichend 
große landwirtschaftliche Fläche (in der Größenord-
nung von 4 Hektar bei 100 Schweinemastplätzen) 

verfügen. Diese Fläche ist außerdem notwendig, um 
eine rationelle Ausbringung der Schweinehaltungs-
abfälle (Mist, flüssige Abgänge und Gülle) bei gleich-
zeitiger Einhaltung der Umweltauflagen und insbe-
sondere der Auflagen in bezug auf den Gewässer-
schutz zu ermöglichen. Die Auflagen für Beihilfen in 
diesem Sektor wurden in der Folge durch die Verord-
nung (EWG) Nr. 1945/81 des Rates vom 30. Juni 
1981 2) weiter verschärft, durch die die Zahl der 
Schweineplätze, für die Beihilfen gezahlt werden 
können, generell auf 550 beschränkt wird. 

In der Verordnung (EWG) Nr. 797/85 3) wurden die 
Beschränkungen der Investitionsbeihilfen im Bereich 
der Schweinewirtschaft in bezug auf die Anzahl der 
Plätze und die 35 %-Klausel bestätigt, um da Ziel d e r 
Wiederherstellung des Marktgleichgewichts zu be-
rücksichtigen. Durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1137/88 4) wurden die Beschränkungen in bezug 
auf die Anzahl der Plätze erneut verschärft. 

So haben die verschiedenen Gemeinschaftsregelun-
gen für Investitionsbeihilfen seit 1972 die Entwick-
lung der intensiven Schweinehaltung in nichtboden-
gebunden industriellen Einheiten beschränkt; damit 
wurde die Wiederherstellung des Marktgleichge-
wichts angestrebt, gleichzeitig dienten diese Maßnah-
men aber auch dem Umweltschutz. 

III. Situationen im Schweinesektor 

1977 haben 32,9 % der landwirtschaftlichen Betriebe 
in der Zehnergemeinschaft Schweinezucht betrieben; 
1985 waren es nur noch 20,3 %. 

Demgegenüber lag der Anteil der Schweinehaltun-
gen mit 400 Schweinen und mehr 1977 bei 1,5 %, 1985 
hingegen bereits bei 3,9 %. Auf diese Bet riebe entfie-
len 1973 23,6 % des gesamten Schweinebestands, 
1986 bereits 57,9 %. Trotz der Beschränkungen für 
Investitionsbeihilfen ist also bei der Erzeugung eine 
deutliche Konzentration festzustellen. Die durch-
schnittliche Zahl der Schweine je Betrieb ist in 5 Mit-
gliedstaaten besonders hoch (Angaben für 1986): Nie-
derlande (343), Vereinigtes Königreich (336), Däne-
mark (205), Belgien (179) und Irland (140); in den übri-
gen Mitgliedstaaten liegt die Durchschnittszahl bei 
unter 70 Tieren. 

1 ) ABl. L 96 vom 23. April 1972 

2) ABl. L 197 vom 20. Juli 1981, S. 31 
3) ABl. L 93 vom 30. März 1985, S. 1 
4) ABl. L 108 vom 29. April 1988, S. 1 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 31. Januar 1989 — 121 — 680 70 — E — 
Ag 1471/89. 
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Der Selbstversorgungsgrad bei Schweinefleisch stieg 
von 100 % im Jahre 1974 auf 103 % im Jahre 1987. Die 
oben genannten Mitgliedstaaten sind mit Ausnahme 
des Vereinigten Königreichs stark überschüssig: 1985 
belief sich der Selbstversorgungsgrad in Dänemark 
auf 300 % , in den Niederlanden auf 288 % , in Belgien 
auf 157 % und in Irland auf 124 % . 

IV. Spezifische Probleme im Zusammenhang mit 
der Anwendung der 35 %-Klausel 

Anläßlich des Ratsbeschlusses vom 29. März 1988 hat-
ten einige Delegationen auf folgende spezifische Pro-
bleme hingewiesen: 

 1. Das Problem in Belgien: Förderung der 
Schweinehaltung im geschlossenen Kreislauf 

Die belgische Regierung vertritt die Auffassung, daß 
die 35 %-Klausel die Umstellung der Schweinemast-
betriebe auf die Erzeugung im geschlossenen Kreis-
lauf, bei der die Schweine von der Geburt bis zum 
Abschluß der Mast in einem Betrieb verbleiben, be-
hindert. Belgien will die Erzeugung von Schweinen 
im geschlossenen Kreislauf im Zusammenhang mit 
den Bemühungen um die Tilgung der klassischen 
Schweinepest fördern. Der Mitgliedstaat hat daher die 
Aufhebung dieser einschränkenden Klausel in all den 
Fällen gefordert, in denen ein Mastbetrieb auf den 
Betrieb im geschlossenen Kreislauf umgestellt wird. In 
Belgien werden die Ferkel nämlich vorwiegend in den 
östlichen Landesteilen erzeugt und in den westlichen 
Landesteilen gemästet. Konkret bedeutet dies einen 
umfangreichen Handel, den Transport von Ferkeln 
mit vielen Zwischenstationen und für einen Mastbe-
trieb zahlreiche Versorgungsquellen. Dieser intensive 
Handel fördert andererseits die Verbreitung von 
Schweinekrankheiten. 

2. Probleme in Griechenland: kleine Betriebe mit 
wenig Agrarfläche 

Nach Auffassung der griechischen Regierung können 
aufgrund der 35 %-Klausel für Schweinehaltungen in 
Griechenland überhaupt keine Investitionsbeihilfen 
mehr gewährt werden, da die Produktionseinheiten 
nicht über genügend Fläche verfügen, um die ge-
nannte Bedingung erfüllen zu können. In diesem Pro-
duktionssektor besteht jedoch ein Investitionsbedarf 
im Hinblick auf eine Verringerung der Produktions-
kosten, eine Verbesserung der Qualität der Schlacht-
körper, die Verbrauchsförderung und den Umwelt-
schutz. 

3. Das Problem in Spanien: Modernisierung 
veralteter Betriebe 

Die spanische Regierung vertritt die Auffassung, daß 
die 35 %-Klausel den Bau moderner und hygienisch 
einwandfreier Räumlichkeiten in den bestehenden 
Betrieben behindert, da deren Fläche zu klein ist. 

V. Schlußfolgerungen 

1. Die Kommission ist der Auffassung, daß die Situa-
tion auf dem Schweinefleischmarkt weiterhin zur 
Besorgnis Anlaß gibt und infolgedessen die für In-
vestitionsbeihilfen in diesem Sektor seit 1972 be-
stehenden und durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 797/85 noch verstärkten Beschränkungen nicht 
aufgehoben werden können. Die Kommission er-
kennt jedoch das Interesse an, die tiergesundheit-
liche Situation in bestimmten Gebieten der Ge-
meinschaft zu verbessern, in denen ein Tilgungs-
plan für die Schweinepest besteht oder die sich 
durch Kleinbetriebe, ertragsarme Böden und vom 
Standpunkt der Tiergesundheit unbef riedigende 
Haltungsbedingungen auszeichnen. Soweit Inve-
stitionsbeihilfen nachhaltig zur Verbesserung der 
tiergesundheitlichen Situation in diesen Gebieten 
beitragen können und die mit der Verordnung 
(EWG) Nr. 797/85 eingeführte 35 %-Klausel tat-
sächlich ein Hemmnis für diese Verbesserung bil-
det, wird vorgeschlagen, in diesen Gebieten Son-
derbedingungen für die Gewährung dieser Investi-
tionsbeihilfen festzulegen. Um zu betonen, daß es 
sich wirklich um Ausnahmebestimmungen handelt 
und im Regelfall bei den Investitionsbeihilfen wei-
terhin die Verordnung (EWG) Nr. 797/85 ange-
wandt wird, ist die Kommission der Ansicht, daß 
diese Bestimmungen in Form einer Ad-hoc-Ver-
ordnung des Rates erlassen werden müssen und 
die Verordnung (EWG) Nr. 797/85 nicht geändert 
werden darf. 

2. Der Vorschlag der Kommission sieht daher vor, daß 
den Mitgliedstaaten auf begründeten Antrag ge-
nehmigt werden kann, in Abweichung von Arti-
kel 3 Abs. 4 letzter Unterabsatz der Verordnung 
(EWG) Nr. 797/85 Investitionsbeihilfen im Bereich 
der Schweineproduktion zu gewähren, wobei al-
lerdings bestimmte Bedingungen einzuhalten sind. 
Die Kommission vertritt den Standpunkt, daß diese 
Genehmigungen sich an die Mitgliedstaaten rich-
ten, die in der ins Protokoll des Rates vom 29. März 
1988 aufgenommenen Erklärung genannt sind, 
nämlich Belgien, Griechenland und Spanien. Die 
geplanten Vorschriften unterscheiden zwischen 
zwei Situationsarten, je nachdem, ob die tierge-
sundheitlichen Probleme darauf zurückgehen, daß 
kontaminierte Tiere in den Bet rieb verbracht wur-
den oder aber im Bet rieb selbst Hygienemängel 
vorliegen. 

In beiden Fällen ist vorgesehen, daß die Verpflich-
tung, mindestens 35 % des von den Schweinen ver-
brauchten Futters selbst erzeugen zu können, er-
setzt wird durch die Verpflichtung, je Äquivalent 
von 100 Mastschweineplätzen über eine Landwirt-
schaftsfläche von mindestens einem Hektar zu ver-
fügen. Dies bedeutet eine merkliche Lockerung, da 
die Betriebe, um die 35 %-Klausel zu erfüllen, 
durchschnittlich eine Landwirtschaftsfläche von 
4 Hektar je Äquivalent von 100 Mastschweineplät-
zen benötigen. Die übrigen mit der Verordnung 
(EWG) Nr. 797/85 festgelegten einschränkenden 
Bedingungen (Zahl der Mastplätze und Beihilfe- 
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höhe) finden weiterhin Anwendung. Ferner ist die 
Lockerung der 35 %-Klausel beschränkt auf 

— Gebiete, in denen die 35 %-Klausel ein Hemm-
nis für die erforderliche Verbesserung der tier-
gesundheitlichen Situation bildet; 

— Investitionen, die tatsächlich zur Verbesserung 
der tiergesundheitlichen Situation im Bet rieb 
beitragen; 

— auf Fälle, in denen die Produktionskapazität 
nicht erhöht wird. 

Um im Einklang zu stehen mit den Bestimmungen 
des Artikels 3 Abs. 4 Unterabsatz 4 und 5 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 797/85, die ab 1. Januar 1991 
eine Änderung der Regelung über Investitionsbei-
hilfen im Schweinesektor ermöglichen, sind die 
vorgesehenen Genehmigungen bis zum 31. De-
zember 1990 befristet. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Abweichung von der Verordnung (EWG) 
Nr. 797/85 hinsichtlich bestimmter Investitionsbeihilfen für Schweinehaltungen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission 1 ), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 3 Abs. 4 letzter Gedankenstrich der Verord-
nung (EWG) Nr. 797/85 des Rates vom 12. März 1985 
zur Verbesserung der Effizienz der Agrarstruktur 3 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1137/88 4), schreibt als Voraussetzung für die Ge-
währung einer Beihilfe für Investitionen in der 
Schweinehaltung vor, daß mindestens 35 To  der von 
den Schweinen verbrauchten Futtermenge vom Be-
trieb selbst erzeugt werden können. 

In manchen Gebieten der Gemeinschaft, für die ein 
Tilgungsplan gilt bzw. in denen Kleinbetriebe, er-
tragsschwache Böden und tiergesundheitlich unzurei-
chende Haltungsbedingungen vorherrschen, ist es bei 
Investitionen zur Verbesserung der gesundheitlichen 
Lage in Schweinehaltungen nicht immer möglich, die 
obengenannte Voraussetzung zu erfüllen; damit sol-
che Verbesserungen möglich sind, sollten jedoch ein-
zelstaatliche Beihilfen auf berechtigten Antrag der 
Mitgliedstaaten genehmigt werden können — 

HAT  FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Abweichend von Artikel 3 Abs. 4 letzter Gedanken-
strich der Verordnung (EWG) Nr. 797/85 kann die 
Kommission nach dem Verfahren des Artikels 25 der 
genannten Verordnung einen Mitgliedstaat ermächti-
gen, Investitionsbeihilfen zur Verbesserung der tier-
gesundheitlichen Lage im Schweinehaltungssektor 
zu genehmigen, sofern die Auflagen gemäß Artikel 3 
Abs. 4 zweiter Gedankenstrich und gemäß Artikel 4 
der genannten Verordnung sowie folgende Vorschrif-
ten eingehalten werden: 

1. Im Falle von Schweinehaltungen zur Ausmast von 
Ferkeln aus anderen Betrieben: 

a) Der Bet rieb liegt in einem Gebiet, der von einem 
Schweinepest-Tilgungsplan erfaßt wird; 

1) ABl. Nr. C .. . 
2) ABl. Nr. C .. . 
3) ABl. Nr. L 93 vom 30. März 1985, S. 1 
4) ABl. Nr. L 108 vom 29. April 1988, S. 1 

b) der Betrieb wird zur Aufzucht und Mast umge-
stellt, d. h. er gewährleistet sowohl die Aufzucht 
als auch die Ausmast der Ferkel, wobei eine ein-
deutige und wirksame Trennung zwischen dem 
Aufzucht- und dem Mastbereich eingehalten 
wird; 

c) die Beihilfen betreffen ausschließlich Investitio-
nen zur Umstellung von Mastschweineplätzen 
auf Zuchtsauenplätze sowie auf Investitionen, 
mit denen der Kontakt des Bestandes mit Nach-
barbeständen oder mit anderen Ansteckungs-
quellen verhindert wird; solche Investitionen 
müssen Maßnahmen für den Umbau der vor-
handenen Schweineunterkünfte im Hinblick 
auf einen wirksamen Gesundheitsschutz umfas-
sen; 

d) die Gesamtzahl der Schweineplätze darf nach 
Durchführung der Investitionen nicht größer 
sein als die Zahl der Plätze vor der Umstel-
lung. 

2. Im Falle von Haltungsbetrieben, die unzurei-
chende Hygieneverhältnisse aufweisen, und insbe-
sondere im Falle von Schweinehaltungen mit Aus-
lauf oder veralteten Unterkünften: 

a) Der Haltungsbetrieb liegt in einem Gebiet, das 
von Kleinbetrieben und wenig ertragreichen 
Böden gekennzeichnet .ist; 

b) die Beihilfen betreffen ausschließlich Investitio-
nen für den Bau oder die Renovierung von Ge-
bäuden zur Verbesserung der bestehenden Hal-
tungsbedingungen im Hinblick auf Hygiene, 
Qualität der Erzeugung, Arbeitsbedingungen 
und Umweltschutz; 

c) die Gesamtheit der Schweineplätze darf nach 
Durchführung der Investitionen nicht größer 
sein als die Zahl der für die Unterbringung des 
zuvor auf dem Bet rieb gehaltenen Bestandes 
notwendigen Plätze. 

3. In den beiden vorgenannten Fällen verfügt der Be-
trieb über mindestens 1 ha Ackerland und jedes 
Bestandsäquivalent von 100 Schweineplätzen. 

Artikel 2 

Die Ermächtigungen gemäß Artikel 1 erlöschen 
spätestens am 31. Dezember 1990. 
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Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf-
ten in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Bericht des Abgeordneten Oostergetelo 

Der Vorschlag der EG-Kommission an den Rat wurde 
von der Frau Präsidentin mit der EG-Sammelliste vom 
17. Februar 1989, Drucksache 11/4019 Nr. 2.26, an 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten überwiesen. 

Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
17. März 1989 beraten. 

Bei der Vorlage geht es um folgendes: 

Bei der Neuregelung der Investitionsförderung im Be-
reich der Schweinehaltung durch die EG hatten Bel-
gien, Griechenland und Spanien Probleme vorgetra-
gen, die in ihren Ländern bei der Anwendung der 
Investitionsförderung aufgetreten sind. Diese Schwie-
rigkeiten beziehen sich auf die Einhaltung der Bedin-
gung, daß 35 % der Futtergrundlage für die Schweine 
im Betrieb selbst erzeugt werden können. Belgien 
hatte vor allem tierhygienische Gründe für das Nicht-
einhalten der Bedingung angeführt, während Spanien 
und Griechenland auf die Kleinbetriebsstrukturen 
hingewiesen haben. 

Die Kommission hat nunmehr einen Vorschlag vorge-
legt, der eine Ausnahmeregelung von der 35 %-Be-

dingung vorsieht, die bis zum 31. Dezember 1990 be-
fristet ist. Dabei geht die Kommission von einer Rela-
tion von einem Hektar Ackerland für 100 Schweine-
mastplätze aus. 

Bei den Beratungen im Ausschuß fand der vorlie-
gende Vorschlag der EG-Kommission an den Rat 
keine Mehrheit. 

Der Ausschuß war der Ansicht, daß die Flächenbin-
dung der Investitionsförderung unbedingt aufrechter-
halten werden muß, die bei 4 ha je 100 Tieren liegt. 
Die von der Kommission vorgeschlagene Ausnahme-
regelung führt zu Umweltproblemen — namentlich 
durch das Gülleaufkommen — und zu Marktbelastun-
gen. Tierhygienische Gründe, wie sie von einem Mit-
gliedstaat angeführt worden sind, lassen sich nach 
Ansicht des Ausschusses durch den Vorschlag nicht 
beseitigen. 

Der Ausschuß lehnte daher den Vorschlag einstimmig 
ab. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundestag, 
den Vorschlag der EG-Kommission abzulehnen. 

Bonn, den 6. April 1989 

Oostergetelo 

Berichterstatter 


